
Zur Frage der nachträglichen Erfassung und 
Zuweisung von Nebenräumen

Der Einspruch des Staatsanwalts des Kreises .Grimma 
(NJ 1958 S. 832) gibt nach meiner Ansicht zu Zweifeln 
Anlaß.

Nach § 4 WLVO vom 22. Dezember 1955 (GBl. 1956 I
S. 3) haben die Räte der Gemeinden und Städte den 
für die Unterbringung Wohnungssuchender Personen 
benötigten Wohnraum zu erfassen. Dazu müssen, um 
das Wohnbedürfnis Wohnungssuchender Personen über­
haupt befriedigen zu können, auch Nebenräume, wie 
Kammern, Keller und Bodenraum, gerechnet werden. 
In dieser Weise geschieht seit jeher schon die Erfassung 
in der Praxis. Eine andere Ansicht würde falsch sein. 
Es würde dann keine Dienststelle geben, die über die 
Zuweisung von Nebenräumen entscheiden könnte.

Nicht anders kann die Sachlage sein, wenn sich im 
Laufe der Wohnzeit die Notwendigkeit ergibt, eine 
anderweitige Erfassung von Wohn- und Nebenräumen 
vorzunehmen. Solche Fälle sind denkbar bei Änderung 
des Personenstandes usw. In dem veröffentlichten Fall 
meint der Staatsanwalt des Kreises Grimma, daß ein 
Mieter, der außer den ihm überlassenen Nebenräumen 
einen Schuppen als weiteren Nebenraum begehrt, unter 
Hinweis darauf, daß der Hauseigentümer selbst zwei 
Schuppen nutzt, auf den Weg der Zivilklage an das 
Kreisgericht hätte verwiesen werden müssen. § 8 Abs. 2 
der 1. DB zur WLVO vom 6. Juni 1956 (GBl. I S. 505) 
betrifft aber nur den Fall, daß eine eingewiesene Per­
son über keine eigenen Nebenräume verfügt. In sol­
chen Fällen soll dann der Wohnungsinhaber die Benut­
zung der Nebenräume anteilmäßig gestatten. Diese 
Regelung ist durchaus berechtigt, wenn es um eine 
anteilmäßige Benutzung geht. Daneben sind jedoch 

. Fälle denkbar, in denen nicht nur eine anteilmäßige 
Benutzung in Frage kommt, sondern eine völlige Nach­
erfassung erforderlich ist, deren Notwendigkeit sich 
aus den Gründen der WLVO ergeben kann. Der ab­
gedruckte Einspruch des Staatsanwalts des Kreises 
Grimma kann jedoch zu der falschen Auffassung füh­
ren, daß eine Nacherfassung überhaupt verboten ist. 
Inwiefern dies unzulässig sein soll, wird nicht an­
geführt. Nicht begründen läßt sich diese Auffassung 
jedoch mit § 12 Abs. 2 der 4. DB zur WLVO vom 23. De­
zember 1957 (GBl. 1958 I S. 36). In dieser Bestimmung 
ist die Zuständigkeit der Kreisgerichte n i c h t  für 
Fragen der Erfassung oder Nacherfassung von Räumen 
geregelt worden. Wenn sich die Notwendigkeit zur 
Nacherfassung ergibt und sich mit den Bestimmungen 
vereinbaren läßt, muß sie jederzeit zulässig sein.

Es dürfte sich empfehlen, auf diese Punkte zu ach­
ten, damit nicht falsche Schlußfolgerungen aus der im 
Einzelfall möglicherweise berechtigten Stellungnahme 
des Staatsanwalts gezogen werden.

PAUL WITTE,
Richter am Kreisgericht Greifswald

Das Vorrecht des volkseigenen Gläubigers 
im Konkurs des Schuldners 

ist von Amts wegen zu berücksichtigen
§ 61 der Konkursordnung (KO), in dem die Rang­

ordnung für die Berichtigung der Konkursforderungen 
festgelegt ist, bestimmt in seinen Ziffern 1 bis 5 gewisse 
Klassen von Konkursgläubigem, die wegen der dort 
bezeichneten Ansprüche ein Recht darauf haben, nach 
dieser bestimmten Rangordnung vor allen „übrigen“ 
Konkursforderungen, nämlich den nichtbevorrechtigten 
Forderungen (§ 61 ZiflE. 6 KO), aus der Konkursmasse 
befriedigt zu werden. Der Grundsatz, daß innerhalb 
der bevorrechtigten Klassen verhältnismäßige Befriedi­
gung erfolgt, wird für die zweite Klasse (§ 61 Ziff. 2 KO) 
durch die VO über den Rang volkseigener Forderungen 
im Konkurs des Schuldners vom 25. Oktober 1951 (GBl. 
S. 955) mit der VO zur Änderung der VO über den 
Rang volkseigener Forderungen im Konkurs des 
Schuldners vom 19. März 1953 (GBl. S. 460) und § 14 
der VO zur Änderung der Besteuerung und zur Sen­
kung des Einkommensteuertarifs (StÄVO) vom 23. Juli 
1953 (GBl. S. 889), die eine wesentliche Änderung des 
§ 61 KO zugunsten des Volkseigentums, des genossen­
schaftlichen Eigentums und des Eigentums gesellschaft­

licher Organisationen beinhalten, durchbrochen. Diese 
durch die genannten Verordnungen geschallene neue 
Rangordnung wurde auf der Tagung der Zivilrechtler 
in Leipzig am 19. und 20. September 1953 (NJ 1953 
S. 612ff.) mit behandelt und von A r t z t  erläutert. 
Ergänzend ist hierzu festzustellen, daß nach der Ver­
fügung des Ministeriums der Finanzen vom 22. Januar 
1953 (ZB1. Nr. 5 S. 44) über den Rang volkseigener 
Forderungen im Konkurs (Rangstellung der Beiträge 
aus der Sozialversicherung) das Vorrecht des § 61 
Ziff. 2 KO sich grundsätzlich auch auf die Forderungen 
der Abgabenverwaltung gegenüber dem Gemein­
schuldner aus nicht abgeführten Pflichtbeiträgen zur 
Sozialversicherung erstreckt und daß diese Forderun­
gen, soweit sie für das letzte Jahr vor der Eröffnung 
des Konkursverfahrens geltend gemacht werden, sogar 
das Vorrecht des § 61 Ziff. 1 KO genießen, insoweit also 
mit den Lohn- und Gehaltsforderungen in der ersten 
Klasse zu berücksichtigen sind.

Praktisch ist also durch die Neuregelung des Vor­
rechts im Konkurs eine besondere Rangordnung inner­
halb der zweiten Klasse (§ 61 Ziff. 2 KO) geschaffen 
worden, die nicht erst bei der Schlußverteilung (§ 161 
KO), sondern schon bei der Anlegung der Konkurs­
tabelle und demzufolge auch bei der Prüfung und 
Feststellung dieser bevorrechtigten Konkursforderungen 
zu berücksichtigen ist. Die teilweise vertretene Auf­
fassung, daß alle bevorrechtigten Konkursforderungen 
der zweiten Klasse (§ 61 Ziff. 2 KO) ohne Berücksichti­
gung der erwähnten Rangfolge innerhalb dieser 
Klasse in die Konkurstabelle aufzunehmen seien und 
es dem Konkursverwalter überlassen werden müsse, die 
Verteilung der Konkursmasse hinsichtlich dieser Vor- 
rechtsfordenungsn entsprechend den Bestimmungen der 
genannten Verordnungen vorzunehmen, ist nicht rich­
tig. Aus der Konkurstabelle muß vielmehr klar ersicht­
lich sein, mit welchem Vorrecht die Forderung festge­
stellt worden ist, d. h., wo sie bei der Schlußverteilung 
rangiert, und zwar schon deshalb, damit im Prüfungs­
termin auch von den Konkursgläubigem und dem 
Gemeinschuldner — für letzteren kann diese Frage für 
einen etwaigen Zwangsvergleich (§ 173 KO) von Bedeu­
tung sein — geprüft werden kann, ob das Vorrecht tat­
sächlich besteht bzw. richtig berücksichtigt worden ist, 
und weil die Genannten auch das Recht haben, das 
Vorrecht gegebenenfalls zu bestreiten (§ 144 KO). 
Hierbei ist jedoch zu beachten, daß der Gemeinschuld­
ner mit seinem Widerspruch die Feststellung der For­
derung und des Vorrechts nicht verhindern kann, 
sondern sein Widerspruch nur die Wirkung hat, daß 
aus dem vollstreckbaren Konkurstabellenauszug nach 
der Aufhebung des Konkursverfahrens der betreffende 
Gläubiger nicht die Zwangsvollstreckung gegen den 
Gemeinschuldner betreiben kann (§ 164 Abs. 2 KO), 
falls und insoweit dieser auch die Forderung selbst 
bestreitet. Auf der anderen Seite haben diejenigen 
Gläubiger, deren Vorrecht infolge Widerspruchs des 
Konkursverwalters oder anderer Gläubiger zu Unrecht 
nicht festgestellt worden ist, die Möglichkeit, wie bei 
jeder anderen bestrittenen Konkursforderung die Fest­
stellung des bestrittenen Vorrechts durch Klage im 
ordentlichen Verfahren vor dem Kreisgericht zu be­
treiben, bei dem das Konkursverfahren anhängig ist 
(§ 146 Abs. 2 KO). Das Bezirksgericht ist gemäß §§ 42, 
50 GVG, § 148 KO nicht schon dann zuständig, wenn 
der betreffende Vorrechtsgläubiger Träger gesellschaft­
lichen Eigentums ist und seine Forderung den Betrag 
von 3000 DM übersteigt, sondern hier erst dann, wenn 
die voraussichtliche Konkursdividende mehr als diesen 
Betrag ausmacht, weil in diesem Falle nicht der Nenn­
betrag der Forderung, sondern das Verhältnis der 
Teilungs- zur Schuldenmasse, faktisch also der Betrag, 
der ungefähr als Dividende auf die Forderung zugeteilt 
wird, für die Streitwertfestsetzung maßgeblich ist, die 
vom Prozeßgericht nach freiem Ermessen erfolgt.

Bekanntlich umfaßt die Konkurstabelle zwei Abtei­
lungen, nämlich als erste Abteilung die bevorrechtigten 
Forderungen und als zweite Abteilung die nichtbevor­
rechtigten Forderungen. Entsprechend den mehreren 
Klassen der bevorrechtigten Forderungen gliedert sich 
die Abteilung in fünf Unterabteilungen (I, II, III, IV, 
V) — § 61 Ziff. 1 bis 5 KO —. Innerhalb der ersten, 
dritten bis fünften Klasse tritt verhältnismäßige Befrie-
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